
Bundessozialgericht

— 9 RVs 2/79 „

in dem Rechtsstreit
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Beklagter und Revisionsbeklagtero

Das Bundessczialgericht, 90 Senat, hat ohne mündliche

Verhandlung am 2h„ April 1980
für Recht erkanntz

Auf die Revisicn des Klägers wird das Urteil des Landes-

sczialgerichts Rheinlandquälz vom l3. Fehraur 1979 auf_

gehoben, scweit es die Höhe der Minderung der Erwerbs—

fähigkeit betrifft° Insoweit wird der Rechtsstreit zur

neuen Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial-

gericht zurückverwiesen„ Im übrigen wird äie Revision

gegen das bezeichnete Urteil zurückgewiesen.
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Der Kläger beantragte im November 1975 die Feststellung von

Behinderungen und einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)
sowie die Ausstellung einer Sehwerhehindertenbescheinigung„

Das Versergungsamt anerkannte "Magenresektion nach Billroth

II, Gefügestörungen der Wirbelsäule, Kreislauiregulations—

störungen und Zuckerharnruhr" als Behinderungen iS des

Schwerhehindertengesetzes (Schwa) und stellte wegen einer

MdB um 50 vH einen Schwerbehindertenausweis aus (Bescheid

vom 20„ Juli 1976), Der Widerspruch, mit dem der Kläger die

Feststellung einer erheblichen Gehhehinderung begehrte,

wurde zurückgewiesen (Bescheid vom 7„ Juli 1977}0 Vor dem

Sezialgericht (SG) beantragte der Kläger ein fachärzt—

liehes Gutachten über eine Behinderung heim Stehen, Heben

und Bücken als Folge eines Bauehwandbruches mit einer zu-
sätzlinhen TeildeE um 15 vH und nach 5 109 Sozialgerichts»

gesetz (SSG) bezüglich erheblicher Wirbelsäulenschmerzen

eine weitere Anhörung des Orth0päden Dr@ E oder eine Be-

gutachtung durch die 0 klinik M „
Zur Sache be—

gehrte er, eine MdE ven mehr als 50 vH zugrunde zu legen

und dabei zusätzlich Folgen einer Magenw und einer Bauch-

wandoperation zu berücksichtigen, außerdem eine erhebliche
Gehhehinderung und Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit

im Straßenverkehr anzuerkennen° Das SG wies die Klage ab
(Urteil vom 280 August 1978)° Es fand die MdE mit 50 vH

zutreffend bewertet und sah eine Geh« und Stehbehinderung

sowie eine erhebliche Bewegungseinschränkung, die für

steuerliche Vergünstigungen anerkannt werden sollten, nicht

als erwiesen an, Ein weiteres Gutachten sei nicht erfc>rder-°

lich; Dr; } sei nicht zu hören (@ 109 Abs 2 SGG),

Dr„ S nach @ l09 SGG nicht als sachverständiger
Zeuge und die Klinik mangels Benennung eines bestimmten

Arztes niehto Das Landessazialgericht (LSG) hat die Be”

rufung als unzulässig verwer£en (Urteil vem 13° Februar
1979)3 Seweit der Kläger weitere gesundheitliche Merkmale
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nach 5 3 Abs & Sshwa festgestellt haben welle, sei die Be-

rufung nach Abs 6 Satz 4 nicht ststthaft„ Da das SGaUrteil
bezüglich dieses selbständigen AnsPrushes unsnfechtbar sei,

könne das Rechtsmittel nicht gemäß @ l30 SGG zulässig seine
Das Begehren, eine höhere MdE als 50 vH festzusetzen, dürfe

vnm Berufungsgericht nach 5 3 Abs 6 Satz 3 Schwa nicht sach-

lich geprüft werdeno Die Berufung sei auch nieht nach 5 150

SGG, insbessndere Nr 3 zulässig„ Der Kläger verlange zwar in

diesen Zusammenhang auch die Anerkennung weiterer Behinde»

rungeno Die Vsrsshrift der Nr 3 sei aber nicht in Schwerbew

hindertenssshen enwendtsr° Sie bilde gegenüber der allgea

meinen Verweisung auf Bestimmungen der Kriegsopferversorgung

(KOV) in Satz 2 die Sonderversshrift für Fälle dieser Arto Die

Feststellung weiterer Behinderungen sei als Voraussetzung für

den msßgebenden MdE=Grsd weniger bedeutsam als die Feststellung

weiterer behinderlieher Merkmale, die nieht berufungsfähig sei°

Soweit der Kläger Gesundheitsstörungen wie Verengung und über—

durehsshnitt7ishe Abnutzung des Wirtelsäulenkanals, die erst

naeh Erleß des angefoshtenen Urteils geltend gemacht worden

seien, zusätzlish festgestellt haben walls, könne dies für die

Zulässigkeit der Berufung überhaupt nicht berücksishtigt

werden„ Das Reshtsmittel sei auch nicht nach der Vorschrift

des 5 150 Nr 2 SGG, die allerdings als das Verfahren be=
treffend in Sshwerbehindertensachen dieser Art anwendbar sei,

zulässig; denn das Urteil des SG beruhe, entgegen den Rügen des

Klägers, nieht auf einem wesentlichen Verfahrensmangel° Das

Vsrdergerisht habe sich nicht gedrängt fühlen müssen, ein

Gutachten über einen Baushwandbrush einzuholeno Ob der Er—

gänzungssntreg nach 5 109 SGG verspätet gestellt werden sei,

bleibe fraglish° Dieser Beweisantrag solle aber dazu dienen,

eine weitere Behinderung als Vsraussetzung für eine besondere

Vergünstigung nach 5 3 Abs & Schwa festzustellen, und inso-
weit sei die Berufung gänzlich ausgeschlossen„ Bezüglich des
Streites um einen höheren MdE=Grad könne kein wesentlicher

Verfahrensmangel bestehen; denn auf einem solchen könne das

Urteil des SG nieht beruhen„ Eine antragsmäßige Aufklärung

nach @ l09 hätte jedenfalls die festzustellende Höhe der MdE

nicht beeinflußto
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Der Kläger beanstandet mit der m vom LSG zugelassenen =
Revisien eine unriehtige Anwendung des 5 3 Abs 6 Sehwtüo
Satz 3 beziehe sich aufxeine Gredstreitigkeiten, dagegen

nicht auf die zusätzliche Feststellung ven Behinderungen,

wie sie hier streitig seien„ Entgegen der Ansicht des Bee

rufengsgeriehte wäre @ l50 Nr 5 SGGnicht überflüssig,
falls der Berufungseneschluß gemäß den && iü5 und l&8 SGG

reine Gradeaohen beträfe° In jedem Fall sei & l50 Nr 3
SGG hier anwendbaro Wenn dies hätte ansgeeehlessen werden

sollen, müßte es in @ 3 Abs 6 Satz 5 Sehwa ausdrücklich

vorgeschrieben eein„ Daß ein Wesentlieher Verfahrenemangel

fehle, hate des LSG nieht überzeugend begründeto Bezüglich

der Ausstellung eines Aneweieee bestehe kein selbetändiger

Anspruch, für den die Zulässigkeit der Berufung gesondert

zu prüfen eeio

Der Kläger beantragt,
das Urteil des LSG enizuheben und die Seehe

zur enderweitigen Verhandlung nn& Entseheidnng

zurückzuve eisen„

Der Beklagte beantragt,

die Revision als embegründet zurückznw
weisenu

Die Beteiligten haben sieh mit einer Entscheidung ehne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt„

'Ö—«lDie Revisien ist teilweise erioigreieh°

Soweit der Kläger die Feststellnng einer höheren MdE als

um 50 VH‚ insbesendere wegen erheblicher Wirbelsäulene
Schmerzen, sowie die Aueetellnng einen Answeises über einen

entsprechenden Grad der MdB enetrebt (@ 3 Abs 1, 3 und S

Schwa idF des Gesetzes zur Siehereng der Eingliederung

Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf ‘und Gesellschaft von
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290 April 1974 ::,BGBl 1 So 1005—)‚ ist der Reehtsstreit zur Sach-

entseheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen° Inso«

weit hat das LSG die Berufung zu Unrecht nach 5 158 Abs ? SGG

als unzulässig verworfeno

Die Zulässigkeit der Revisien und der Berufung, die auf diesen

selbständigen prezessualen Anspruch bezogen sind, muß ge»

sendert beurteilt werden (BSGE 8, 228, 23i f; to, 264, 266).

Die Berufung9 die einen höheren Grad der MdE als um 50 vH be—
traf, war nach 5 3 Abs 6 Satz 3 Sehwa ausgesehlessen; denn

von ihr hängt die Schwerbehinderteneigensshaft nicht ab, die

mit dem bereits anerkannten Ausmaß ven 50 vH gegeben ist (5 1
Abs % Sehwa}„ Dureh die Spezialversehrift des @ 3 Abs 6 Satz 3

Sehwa, die auf Besenderheiten des Sehwerbehindertenreehtes ab-

gestellt ist, wird die entsprechende, das Reebtdbr KOV regelnde

Bestimmung des % i48 Nr 3 SGG abgewandelt‚ die nach 5 3 Abs 6

Satz 2 iVm Sets i Sehwa grundsätzlich für die Berufung in

Schwerbehindertenstreitsaehen gilt„ wenn Feststellungen nach

Abs i und die Ausweisausstellung nach Abs 5 streitig sind„

Abs 6 Satz 3 ist nieht etwa deshalb hier unanwendbar, weil
außer dem Grad der MdE, aber im Zusammenhang damit noch andere

Ansprüche im prezeßreehtlichen Sinn streitig wären (im Er»=

gebnis ebenso LSG Nerdrhein«Westfalen, ZfS 1978, 107 = Be=
hindertenreeht 1978, 70)„ Grundsätzlieh sind derartige Be—

rufungsaussehlußgründe nicht gegeben9 falls außer der im Ge-
setz ausdrüsklieh bezeiehneten Anspruehsart eine andere

streitig ist (BSGE @, 2253 5, 2223 BSG SezR Nrn 6, 9 und 31

zu @ iä8 SGGEODas war hier indes nicht der Fall° Die Aus-
stellung eines Ausweises, in dem nach @ 3 Abs 6 Satz 1 Schwa

eine bestimmte MdE zu beseheinigen ist, folgt zwangsläufig

aus der Feststellung dieser Leistungseinbuße nach Abs 1 und 3.

Allein über diese ist gesondert zu entscheiden, und insoweit

besteht ein selbständiger prezessualer Anspruch° Die Sachent—

scheidung darüber wirkt sich auf den Ausweisinhalt aus. Obwohl

gleiehzeitig um andere als die bereits anerkannten Behinde-

rungen gestritten wird, ist 5 3 Abs 6 Satz 3 Sehwa anwendbar

(anderer Ansicht LSG Berlin, KOVmMitteilungen Berlin 1978, 12).

Dieser Streit betrifft eine unselbständige Voraussetzung des

.‚5_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 _

MdB»Grades‚ während Schädigungsfolgen iS des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG), von denen andere Rechtsfolgen abhängig sein

können, nicht allein zur Begründung eines bestimmten MdB-Grades

geltend gemacht werden können, sondern außerdem auf einen ent-

sprechenden Antrag auch selbständig prozessual zuzuerkennen

sind (BSGE 11, 26, 27 fg BSG SozR Nrn 81 und 84 zu 5 1 BVG).

Im Schwerbehindertenrecht hingegen ist mit rechtserheblicher

Bedeutung vor allem die MdE als Bewertung von Behinderungen

(für die KOV3 BSGE41, 70‚ 73 = SozR 3100 5 30 Nr 11) festzu-
stellen (vgl 55 1, 2 und 3 Abs 1, 3 und 5 Satz 1 Schwa) und

dementsprechend bestimmend für den Anspruch im prozeßrecht-

ichen Sinn (vgl Zeihe, Das SGG und seine Anwendung, 5 148

Nr 3, Rz 8)°

Die Berufung war aber bezüglich der MdE und der sie be-

stimmenden Behinderungen, ungeachtet der Unzulässigkeit nach

5 5 Abs 6 Satz 3 Schwa, in diesem Fall nach 5 150 Nr 3 sec
zulässig° Der letzte in dieser Vorschrift genannte Tatbe—

stand ist auch in solchen Schwerbehindertensachen ent-

sprechend anwendbar, dh soWeit das SG eine Behinderung als

nicht feststellbar erachtet hat() Das hat der erkennende

Senat in der Sache 9 RVs 1b/78 am selben Tag entschieden;
auf die ausführliche Begründung des Urteils wird verwiesen.

Die Berufung wird damit auch dann eröffnet, wenn die nicht

feststellbare Gesundheitsstörung lediglich als eine Vor-

aussetzung für einen höheren Grad der MdE geltend gemacht

wird, also prozessual unselb3tändig ist°

Das SG hat eine Stehw und Gehbehinderung sowie Bewegungs—

einschränkung als nicht feststellbar erachtet° Diese
Störungen könnten, falls sie doch beständen, auch die MdE

beeinflusseno Die nunmehr dem LSG obliegende Sachentschei-

dung beschränkt sich allerdings nicht auf diese Behinde-
rung° Vielmehr hat das Berufungsgericht nach der Zurück-

verweisung den Gesamtumfang der MdE (@ 3 Abs 1 und 3 SChWbG,

@30 Abs 1 BVG; vgl dazu Urteil des erkennenden Senats in
BSGE48, 82, 84 ff = SozR3870 5 3 Nr 4) und als Voraus—
setzung dafür alle beeinflussenden Behinderungen, die beim
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Kläger bestehen sachlich zu überprüfen° Die Aufklärung über das

Ausmaß aller Behinderungen ist noch eher geboten als für

Streitsachen der KGV, in denen nachträglich geltend gemachte
Schädigungsfolgen selbständig in das Verfahren einzubeziehen

sind (BSGE 6, 297, 298 f; Urteil des erkennenden Senats vom
300 Januar 1980 _ 9 RV 40/79 „)° Die Sachentscheidung erstreckt

sich au■h’auf nachträglich aufgetretene Gesundheitsstörungen,

die erst im Beru■ngsverfahren geltend gemacht werden,

Da die Berufung nach 5 150 Nr 3 SGG statthaft ist, braucht im

Revisionsverfahren nicht entschieden zu werden, ob Verletzungen

der 55 103 und 109 SGG durch das SG eine Sachprüfung der

zweiten Instanz eröffneno Der Senat hat allerdings Veranlassung,

vorscrglich auf die Rechtsprechung zu 5 109 SGG hinzuweisen°

Einem ergänzenden Antrag nach dieser Vorschrift muß stets

stattgegeben werden, wenn nicht einer der Ablehnungsgründe

des Abs 2 (vgl dazu BSGE 2, 258, 261; 7, 218, 221; BSG SozR

Nrn 24, 29 und ao zu 5 109 SGG) gegeben ist (BSGE 7, 218, 220,

2233 BSG SozR Nrn 14, 18 und 30 zu 5 109 SGG; BSG Sozial»

gerichtsbarkeit 1958, 162) oder das Beweisthema ohne rechte
liche Bedeutung ist (BSGE 2, 255, 256 f; BSG SozR Nr 25 zu
5 109 SGG)°

Soweit der Kläger eine erhebliche Geh- und Stehbehinderung

sowie eine Beeinträchtigung seiner Bewegungsfähigkeit im
Straßenverkehr als gesundheitliche Merkmale für steuerliche

cder sonstige besondere Vergünstigungen (vgl dazu die Auf-

zählung im Urteil des erkennenden Senats in BSGE 48, 85) nach

5 3 Abs & Schwa anerkannt, also etwas anderes als die MdB

festgestellt haben will, ist die Revision unbegründet. Dabei

handelt es sich um einen selbständigen Anspruch im prozeß-

rechtlichen Sinn, für den die Zulässigkeit des Rechtsmittels

gesondert zu prüfen ist (BSG SozR 3870 5 3 Nr 2). Die darauf

gerichtete Berufung findet nach 5 3 Abs 6 Satz & Schwa (idF,
die bis zur Änderung durch Art Nr 3 des Gesetzes über die un—

entgeltliche Beförderung Schwerbehinderter im öffentlichen

Personenverkehr vom 9. Juli 1979 - BGBl I 989 -‚ dh bis zum
30° September 1979, galt) überhaupt nicht statt, war also
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schlechthin ausgeschlossen° Das hat das LSG in Übereinstimmung

mit dem erkennenden Senat (SozR 5870 5 3 Nr 23 seither ständige

Rechtsprechung des Senats; vgl für die Sprungrevision BSG SozR

1500 5 161 Nr 23; anderer Ansicht Oehme‚ Versorgungsbeamter

1979, 112) zutreffend entschieden, Dann kann die auf diesen

selbständigen Streitgegenstand bezogene Berufung auch nicht
nach 5 3 Abs 6 Satz 2 Schwa iVm der letzten Alternative des

5 150 Nr 3 SGG deshalb ausnahmsweise zulässig sein, weil das
SG entsprechende Gesundheitsstörungen als nicht feststellbar

erachtet hat„

Das LSG hat mithin allein über die Höhe der MdE und über das

Ausmaß der sie begründenden Behinderungen noch sachlich zu
befinden° Es hat auch über die Kosten des Revisionsverfahrens

zu entscheiden.
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